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Deutschland darf einer Abschaffung der
Stabilitätsregeln nicht zustimmen
Der Finanzminister hat sich mit
seiner Forderung nach verbindli‐
chen Regeln bei der Reform des
Stabilitäts- und Wachstumspakts
nicht durchsetzen können. Statt‐
dessen hat die EU-Kommission
nun einen Reformvorschlag vor‐
gelegt,welcher bilateral zwischen
der EU-Kommission und den Mit‐
gliedstaaten ausgehandelte
Schuldenabbaupfade vorsieht.
Der Entwurf bedarf allerdings
noch der Zustimmung der Mit‐
gliedstaaten.

Der Reformvorschlag der EU-Kom‐
mission zum Stabilitäts- undWachs‐
tumspakt bedeutet dessen fakti‐
sche Abschaffung. Es ist offensicht‐
lich, dass bilateral ausgehandelte
Abbaupfade einen unerschöpfli‐
chen Spielraum für politische Mau‐
scheleien und technokratische Ma‐
nipulationen eröffnen, welcher
letztlich von der EU-Kommission für
den eigenen Machtausbau und für
willkürliche politische Steuerung
genutzt werden wird.

Wo immer konkrete numerische
Vorgaben fehlen, treten subjekti‐
ve Einschätzungen an ihre Stelle.
Mathematische Modelle sind an
dieser Stelle viel dehnbarer als
die meisten Menschen glauben.

Subjektive Einschätzungen sind
jedoch nichts anderes als die Aus‐
hebelung von Regeln. Auch sind
die von der EU-Kommission vorge‐
sehen Zeiträume zur Haushaltskon‐
solidierung mit vier bis sieben Jah‐
ren so lang, dass man nicht von ei‐
ner ernsthaften Konsolidierungsab‐
sicht ausgehen muss, selbst wenn
es solche Schuldenabbauvereinba‐
rungen gibt. Das ungenannte Ziel
des Vorschlags ist die von der plan‐
wirtschaftlichen EU-Kommission
angestrebte Vollendung der Schul‐
denunion und ein immer weitrei‐
chenderes Hineinregieren in die
Haushaltspolitik der Mitgliedstaa‐
ten.

Der Finanzminister darf dem Re‐
formvorschlag der EU-Kommissi‐
on so nicht zustimmen, denn die‐
ser wird letztlich zulasten
Deutschlands gehen und ist somit
inakzeptabel. Wenn bis zum Jah‐
resende nichts passiert, dann tritt
der alte Pakt wieder in Kraft. Das
wäre viel besser als die Verschlimm‐
besserung, die nun auf dem Tisch
liegt.
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Die Bundesregierung treibt Bauern in
existenzielle Notlagen
Aus einer Hochrechnung des Bundes‐
ministeriums für Ernährung und Land‐
wirtschaft für das abgelaufene Wirt‐
schafjahr geht hervor, dass die Einkom‐
men in der Landwirtschaft auf durch‐
schnittlich 43.500 Euro gestiegen seien.
Von einem „guten Ergebnis“, welches
„viele Betriebe durchatmen lasse“,
spricht die Parlamentarische Staatsse‐
kretärin im BMEL.

Diese vorgestellten Betriebsergebnisse
sind jedoch reichlich schöngefärbt.
Auch kann hier noch lange nicht von
‚guten Ergebnissen‘ gesprochen wer‐
den. Energie- und Betriebskosten sind
noch gar nicht vollständig berücksich‐
tigt. Auch Steuern, Abgaben und Til‐
gung verringern das Einkommen noch
nachträglich. Unterm Strich bleibt da
am Ende für die fleißigen Bauern gar
nichts übrig und viele müssen sogar
draufzahlen, denn auch die enorm ho‐
hen Investitionskosten sind ebenfalls
noch gar nicht mit einberechnet.
Die Bundesregierung belastet die Bau‐
ern in immer kürzeren Abständen mit
neuen Auflagen und Verboten. Nie‐
mand kann so vernünftig für seinen Be‐
trieb vorausplanen, jedes neue Gesetz
kann plötzlich zu einem existenziellen
Risiko für unsere Bauern werden.
So auch der im letzten Monat vorge‐
stellte Gesetzesentwurf der Bundesre‐
gierung: In der vergangenen Legisla‐
turperiode wurde der sogenannte Um‐

bau der Nutztierhaltung hin zu mehr
„Tierwohl“ und gesellschaftlicher Ak‐
zeptanz vorangetrieben. Es soll nun er‐
leichtert werden, eine Baugenehmi‐
gung für den Stallumbau auf eine hö‐
here Haltungsstufe zu bekommen. Die‐
ser Gesetzesentwurf erinnert jedoch
mehr an ein staatliches Tierhaltungs‐
vernichtungsprogramm als an ein Tier‐
wohlprogramm. Vor allem die deut‐
schen Sauenhalter trifft es hier beson‐
ders hart. Entweder sie investieren
Hunderttausende Euro in den Stallum‐
bau, oder sie sind gezwungen, ihren
Betrieb bis allerspätestens 2026 zuzu‐
sperren. Absurderweise erhalten aber
auch mit dem neuen Gesetzesentwurf
nicht einmal diejenigen Schweinehal‐
ter, die ihren Betrieb retten und in die
gesetzlich vorgeschriebenen Umbau‐
maßnahmen investieren wollen, dafür
eine Baugenehmigung. In meiner Rede
habe ich auf diese Missstände hinge‐
wiesen: https://www.youtube.com/
w a t c h ? v = U w e E u 7 P p 8 B U
Unser Antrag https://dserver.bundes‐
tag.de/btd/20/064/2006418.pdf schafft
Planungs- und Investitionssicherheit
für die Betriebe, verbessert die Förde‐
rung für die notwendigen Zwangsum‐
bauten und sorgt für europaweit ein‐
heitliche Haltungsbedingungen.

Davon profitieren wir am Ende alle.

mailto:Stephan.Protschka@bundestag.de
https://www.facebook.com/Protschka.Stephan
https://www.youtube.com/watch?v=UweEu7Pp8BU
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https://dserver.bundestag.de/btd/20/064/2006418.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/064/2006418.pdf
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EU-Grenzschutzzäune gegen illegale
Einwanderung gemeinsam finanzieren

Die Bundesregierung soll zusammen
mit Österreich, Polen, Ungarn, den bal‐
tischen Staaten und anderen Partnern
Grenzschutzzäune zur Abwehr illegaler
Einwanderung an den EU-Außengren‐
zen gemeinsam finanzieren.

In meiner Rede dazu im Bundestag
führte ich aus, dass entgegen dem Ver‐
trag von Schengen eine verstärkte Si‐
cherung der EU-Außengrenze nicht er‐
folgt ist. Auch nicht 2015, als hundert‐
tausende Immigranten diese Grenze
gestürmt haben. Schon damals haben
wir von der AfD gefordert, diesen Ein‐
wandererstrom zu stoppen und die EU-
Außengrenze zu schützen. Damals hieß
es noch von Kanzlerin Merkel, es sei gar
nicht möglich, einen Zaun zu bauen.
Gut, dass kurz darauf Viktor Orban be‐
wiesen hat, dass es geht. Die Österrei‐
cher, die Polen, die Tschechen, die balti‐
schen Länder, Griechen: alle wollen ei‐
nen Schutzzaun an der Grenze der EU-
Länder. Nur Deutschland blockiert, weil
die Asylindustrie in Deutschland ein
Milliardengeschäft ist und zumeigenen
Profit immer mehr Migrantenströme
anlockt.

Mit dieser schrecklichen Politik zerreißt
die Regierung das Land. Sie ist verant‐
wortlich für Verteilungskämpfe, für kul‐
turelle Schäden, zahlreiche geschände‐
te Kirchen und auch – das ist das
Schlimmste – für viele vergewaltigte

und ermordete Mädchen und Frauen,
die alle geschändet, vergewaltigt und
ermordet wurden von Menschen, die
gar nicht hier hätten sein müssen und
auch nicht sein dürfen. Und auch wenn
der Bundesregierung vielleicht diese
Menschen egal sind: Wir vergessen sie
nicht. Wir sind hier für Mia aus Kandel,
für Maria aus Freiburg, für Nadja aus
Berlin und all‘ die anderen Mädchen
und Frauen.

Wir fordern die Regierung auf: Stehen
Sie zu unserer Bevölkerung, stehen Sie
zu denWerten Europas, verteidigen Sie
unsere Heimat, bauen Sie einen Schutz‐
zaun an der Außengrenze Europas!“

Ganze Rede hier:

https://www.youtube.com/watch
?v=OyHOLVv5KHo

www.petrbystron.de

https://www.facebook.com/bystronpetr
https://www.facebook.com/bystronpetr
https://www.youtube.com/watch?v=OyHOLVv5KHo
https://www.youtube.com/watch?v=OyHOLVv5KHo
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Sachverständige begrüßen AfD-Antrag zu Cross-
over-Lebendspenden

Mehr als 10.000 Dialysepatienten ste‐
hen auf derWarteliste für eine Spender‐
niere. Wegen der zu geringen Zahl der
Spenderorgane beträgt die Wartezeit
im Durchschnitt sechs bis acht Jahre.
Mit der Dauer der Wartezeit nehmen
die Erfolgsaussichten einer erfolgrei‐
chen Nierentransplantation außerdem
ab, wodurch die Spenderorgane nicht
optimal genutzt werden können. Die
Alternative zum Warten auf ein post‐
mortal entnommenes Organ ist die Le‐
bendspende. Sie zeigt gegenüber der
postmortalen Transplantation bessere
Ergebnisse hinsichtlich der Langzeitü‐
berlebenszeit des Organs. Umdie Über‐
lebenschancen von Dialysepatienten
zu verbessern, hat die AfD-Bundestags‐
fraktion einen Antrag (Drucksache
20/4565) in den Deutschen Bundestag
eingebracht.

Im Rahmen einer öffentlichen Anhö‐
rung des Gesundheitsausschusses des
Deutschen Bundestages sprachen sich
die Sachverständigen ebenfalls für
Cross-over-Lebendspenden als Leistun‐
gen der gesetzlichen Krankenkassen in
Deutschland aus.

Es freut mich als gesundheitspoliti‐
schen Sprecher unserer Fraktion außer‐
ordentlich, dass ausnahmslos alle Sach‐
verständigen – wie in unserem Antrag
gefordert - die Überlebenschancen von
Dialysepatienten verbessern wollen, in‐

dem Cross-over-Lebendspenden als
Leistung der gesetzlichen Krankenver‐
sicherung erlaubt werden sollen.

Dies zeigt, dass die AfD wirkt und unse‐
re Fraktion mit Ihrem Antrag auf eine
breite gesellschaftliche Unterstützung
trifft. Nun liegt es an den anderen Frak‐
tionen, unserem Antrag zuzustimmen
und gemeinsam einen wichtigen
Schritt zumWohle tausender Patienten
zu gehen, die händeringend auf eine
Spenderniere warten.

Standpunkte der in der öffentlichen
Anhörung vom 26. April 2023 angehör‐
ten Sachverständigen: https://afdbun‐
destag.de/standpunkte-der-in-der-
oeffentlichen-anhoerung-vom-26-
april-2023-angehoerten-sachverstaen‐
digen/

/martinsichertinfo

https://t.me/martinsichertinfo
https://www.facebook.com/sichertmartin
https://www.youtube.com/c/MartinSichertMdB
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https://dserver.bundestag.de/btd/20/045/2004565.pdf
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https://afdbundestag.de/standpunkte-der-in-der-oeffentlichen-anhoerung-vom-26-april-2023-angehoerten-sachverstaendigen/
https://afdbundestag.de/standpunkte-der-in-der-oeffentlichen-anhoerung-vom-26-april-2023-angehoerten-sachverstaendigen/
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https://afdbundestag.de/standpunkte-der-in-der-oeffentlichen-anhoerung-vom-26-april-2023-angehoerten-sachverstaendigen/
https://t.me/martinsichertinfo
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Die von den Grünen angetriebene Än‐
derung des GEG (Gebäudeenergiege‐
setz) droht vieles umzustürzen, was bis‐
lang als sicher galt – allem voran das
Immobilieneigentum von Millionen.
Für die AfD-Fraktion als echte Oppositi‐
on bedeutet dies: Gegenwehr auf allen
Ebenen! Dass die Regierung inzwi‐
schen massiv unter Druck kommt,
macht etwas Hoffnung.

Für viele Bürger bedeuten die Pläne
Rechnungen in Höhe von 80.000 Euro
und mehr für neue Heizungen (meist:
mit Wärmepumpe) und große Umbau‐
ten im Haus (z.B. Dämmung, Fußbo‐
denheizung). Wer das nicht zahlen
kann, wird sein Haus verkaufen müs‐
sen. Auch Mietern droht Gefahr: Ver‐
mieter können Modernisierungskosten
auf die Miete umlegen!

Was bedeutet das für Deutschland? Als
Berichterstatter für das Habeck-Minis‐
terium im Haushaltsausschuss muss ich
deutlich warnen: Die absehbaren Fol‐
gen des GEG sind zum Fürchten!

• Der Immobilienmarkt kann noch
stärker einbrechen als er das schon
wegen des Zinsanstiegs tut. Inves‐
toren (auch aus fremden Ländern)
können sich viele Häuser aus den
erzwungenen Verkäufen greifen.

• Häusern, die unter den massiv ver‐
schärften Bedingungen kaum noch
sanierbar sind, droht der Abriss. Da‐

durch sinkt der Wohnungsbestand,
Wohnungsnot und Mieten steigen
weiter.

• Auch für Konjunktur und Wirt‐
schaftswachstum droht eine neue
Bremse:Wer damit rechnet, bald ei‐
nen sechsstelligen Betrag berap‐
pen zu müssen, wird seine Ausga‐
ben drastisch kürzen. Dass mit Ha‐
beck ausgerechnet ein Wirtschafts‐
minister für eine solcheVerunsiche‐
rung sorgt, dürfte einmalig sein!

• Die Stromversorgung in Deutsch‐
land, die jetzt schon die teuerste
der Welt ist, kommt durch den Ver‐
brauch der zusätzlichen Wärme‐
pumpen (und E-Autos!) noch wei‐
ter unter Druck. Zugleich wird wei‐
ter abgeschaltet: zunächst Kohle‐
kraftwerke, später sogar auch mit
Erdgas betriebene Kraftwerke. An‐
geblich soll künftigWasserstoff hel‐
fen; bewiesen ist das nicht.

• Die erzwungenen horrenden Aus‐
gaben, der weiter steigende Strom‐
preis und der drohende Konjunktu‐
reinbruch werden das Land auch
politisch destabilisieren.

Auch mit Abermilliarden Euro als Sub‐
ventionen wird man das nicht abfan‐
gen können. Die Abwirtschaftung
Deutschlands muss schnellstens been‐
det werden!

mailto:wolfgang.wiehle@bundestag.de%E2%80%A9
http://www.facebook.com/W.Wiehle
mailto:wolfgang.wiehle@bundestag.de%E2%80%A9
http://www.wolfgang-wiehle.de
mailto:wolfgang.wiehle@bundestag.de%E2%80%A9
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Nachhaltige Wasserwirtschaft in Israel

Einer der unerwarteten Eindrücke in Is‐
rael war für mich, wie grün dieses Land
ist. Zum Glück nicht in der politischen
Landschaft, sondern in der ganz realen.
Dabei ist es noch nicht so viele Jahre
her, dass Wasserknappheit in Israel an
der Tagesordnung war. Heute aber ver‐
sorgt Israel nicht nur sich selbst, son‐
dern auch Teile Jordaniens und auch
die Gebiete unter Verwaltung der soge‐
nannten Autonomiebehörde. Zumin‐
dest Jordanien bezahlt auch dafür.

Wie also konnte dieser Wandel stattfin‐
den? Die Antwort ist technologische
Wasserentsalzung. Israel unterhält
mehrere große Anlagen zur Entsalzung
von Meerwasser und dies macht mitt‐
lerweile 90% des israelischen Trinkwas‐
sers aus. Ähnlich verhält es sich bei den
Abwässern. Diese werden gesammelt
und wiederaufbereitet und dann der
Landwirtschaft oder dem Gartenbau
zugeführt. So wird wenig Wasser ver‐
schwendet und gleichzeitig fruchtbare
Erde gewonnen.

An diesen Projekten wird in Israel seit
Jahrzenten gearbeitet um den Traum
der Begrünung des Landes in die Tat
umzusetzen. Heute ist Israel führend
bei den Technologien im Bereich der
Entsalzung und der Begrünung von
Wüsten, wie ich mich bei meinem Be‐
such der Ben Gurion Universität nahe
Be’er Sheva überzeugen konnte.

Die weiteren Projektierungen in Israel
laufen nun dahingehend auch das Tal
des Jordan, ausgehend vom See Gene‐
zareth mit reichlich Süßwasser zu ver‐
sorgen um dort Landwirtschaft und Be‐
grünung voranzutreiben und das wei‐
tere Absinken des Wasserspiegels im
Toten Meer zu stoppen.

Als Grundlage all dieser Maßnahmen
dient preiswerte und zuverlässige Ener‐
gie. Obwohl Sonnenenergie in Israel
deutlich besser geeignet ist als in
Deutschland, spielt Photovoltaik bei
der Entsalzung keine Rolle. Auch der
beeindruckende Solarturm bei Asha‐
lim, der zwar Unabhängigkeit bedeu‐
tet, aber bei den Betriebskosten zu
hoch ist, ändert daran nichts. So ver‐
bleibt Gas als Lieferant um die benötig‐
ten Mengen an Energie für die Entsal‐
zung von Meerwasser beizubringen.
Auch hier sieht man, dass die Attribute
preiswert und zuverlässig im Energie‐
sektor diejenigen sind die die Mensch‐
heit voranbringen.

https://twitter.com/Dr_Rainer_Kraft
https://www.rainer-kraft-mdb.de
https://twitter.com/Dr_Rainer_Kraft
https://www.youtube.com/c/RainerKraftAfD
https://www.facebook.com/dr.rainer.kraft/
https://www.rainer-kraft-mdb.de
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Nach drei Jahrzehnten verfehlter Ver‐
teidigungspolitik hat die Bundesregie‐
rung endlich die Erkenntnis gewonnen,
dass dringend auch mal Geld für die
Modernisierung der Bundeswehr in die
Hand genommen werden muss. Weil
die Lücken im Bestand an Material und
Munition mittlerweile so groß sind und
zusätzlich noch großzügige Lieferun‐
gen an die Ukraine Kapazitäten bei der
Industrie binden, kann der Bedarf an
Rüstungsgütern nicht allein über den
heimischen Markt gedeckt werden.
Deutschland muss deshalb auch Rüs‐
tungsgüter im Ausland beschaffen. Da‐
durch geht Wertschöpfung in Deutsch‐
land verloren. Gleichzeitig fließen
wehrtechnische Kernfähigkeiten, Ar‐
beitsplätze und Steuermittel ins Aus‐
land ab. Um dafür einen Ausgleich zu
bekommen ist es bei der Beschaffung
von Rüstungsgütern weltweit üblich,
die ausländischen Lieferanten zu ver‐
pflichten, einen Teil der Kaufsumme im
Staat des Beschaffers zu reinvestieren.
Nicht so in Deutschland!Wie so oft geht
auch hier die deutsche Bunderegie‐
rung einen Sonderweg, um derWelt zu
zeigen, dass sie ein Musterknabe in Sa‐
chen Freihandel ist. Deshalb verzichtet
sie bei Rüstungsbeschaffungen im Aus‐
land großzügig auf das entsprechende
Kompensationsgeschäft, auch „Offset“
genannt, obwohl gerade Deutschland
eine leistungsfähige Wehrtechnische
Industrie hat. So verhindert die Bundes‐
regierung nicht nur Investitionen in die

deutsche Volkswirtschaft in Milliarden‐
höhe und die Entstehung von hoch‐
wertigen Arbeitsplätzen in kleinen und
mittelständischen Unternehmen, son‐
dern sie nimmt billigend in Kauf, dass
Deutschland seine wehrtechnische
Souveränität verliert. Ein Beispiel aus
jüngster Vergangenheit: Australien
wollte 211 Radpanzer vom Typ „Boxer“
bei der Firma Rheinmetall kaufen. Als
Kompensation musste Rheinmetall in
Australien eine Fertigungslinie errich‐
ten. Nun benötigt Deutschland auch
Radpanzer und kauft mehr als 100 Bo‐
xer für ca. 1,8 Milliarden Euro. Wo? In
Australien, da dort nun dank Offset die
Fertigungskapazitäten zur Fertigung
vorhanden sind. Gerade vor dem Hin‐
tergrund, dass es sich bei dem 100-Mil‐
liarden-Euro „Sondervermögen“ für die
Bundeswehr nicht um Vermögen, son‐
dern um Schulden handelt, habe ich
die Bundesregierung inmeinemAntrag
– BT-Drucksache 20/6536 – und in mei‐
ner Plenarrede vom 27. April https://
youtu.be/1qAH6sLGX1o aufgefordert,
spätestens bis September 2023 eine
Gesetzesvorlage zu erarbeiten, die es
verpflichtend macht, bei Rüstungsbe‐
schaffungen im Ausland, eine Kompen‐
sation von mindestens 60 Prozent des
Kaufpreises durch Offset-Vereinbarun‐
gen zu verlangen. Damit würden dann
mindestens 15 - 20 Milliarden Euro aus
dem„Sondervermögen“ nach Deutsch‐
land zurückfließen.

https://www.geroldotten.de
https://www.mdb-otten.de
https://www.instagram.com/gerold.otten/
https://twitter.com/gerold_otten
https://www.facebook.com/GerolOottenAfD
https://t.me/MdB_Otten
https://t.me/MdB_Otten
https://youtu.be/1qAH6sLGX1o
https://youtu.be/1qAH6sLGX1o
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Linke in Israel fürchten wegen Justizreform um
ihren Einfluss
Auf einer Fraktionsreise mit geschätz‐
ten Kollegen nach Israel gab es toll or‐
ganisierte Treffen mit der (rechten) sog.
Zivilgesellschaft, spannende Einblicke
und persönliche Geschichten. Vielen
Dank an Artur Abramovych, dem Vor‐
sitzenden der Juden in AfD an dieser
Stelle.

Die Reform der Justiz in Israel kann hier
natürlich nicht komplett aufgerollt wer‐
den, unter dem Strich geht es aber dar‐
um, dass sich linke und linksradikale
„Richtergremien“ nicht mehr gegensei‐
tig in Positionen bis zum Supreme
Court wählen können sowie die Ab‐
schaffung von vetoberechtigten „Bera‐
tern“ in den Ministerien, die nicht zur
Regierung gehören.

Zwar fordert die AfD für Deutschland
eine Abkehr von der Bestimmung von
Richtern per Parteivorschlägen (obers‐
te Gerichte), in Israel wäre dies aber
nach Meinung vieler einem linken
Klüngel in den Juristen-Wahlgremien
vorzuziehen. Dazu kommt, dass Israel
keine echte Verfassung hat und der Su‐
preme Court Grundrechte entwickelte
sowie qualifizierte Gesetze umdeuten
konnte und damit eine Art de factoVer‐
fassung erstellte. Diese ist sehr links
und wird nicht selten übermäßig pro
Minderheiten ausgelegt. Gar nicht un‐
ähnlich zu Zuständen bei uns. Die

(rechte) Regierung Netanyahu will das
nun mittelfristig verhindern.

Ebenfalls sehr krude sind die sog. juris‐
tischen Berater in den Ministerien. Die‐
se prüfen Gesetze usw. vor der Verab‐
schiedung und können diese stoppen,
wenn sie diese für (quasi) verfassungs‐
widrig halten. Genauso wie der Su‐
preme Court können diese Berater sich
übrigens jederzeit darauf berufen, dass
sie ein Gesetz für„unvernünftig“ halten,
was der deutschenVerhältnismäßigkeit
entsprechen dürfte. Dies muss dann
kaum begründet werden.

Gegen die Abschaffung dieser zwei rie‐
sigen Machtfaktoren gingen die letzten
Wochen in der Tat viele linke Israelis auf
die Straße. Diese sind aber dort in der
Minderheit und so berichtete die deut‐
sche Presse natürlich weder über die
großen Pro-Netanyahu-Demos noch
darüber, dass die linken Demos klamm
heimlich eingestellt wurden. Nur vor‐
dergründig wegen Terror, sondern ei‐
gentlich weil die schwindende Größe
peinlich wurde.

Bleibt zu hoffen, dass die Regierung in
Israel stabil bleibt und die Rechtspre‐
chung gegen die eigene Nation aus‐
läuft. Interessant wird eine weitere Rei‐
se im Juni, dieses Mal von der Parla‐
mentariergruppe (also Mehrheit Alt‐
parteien) organisiert. Dort werde ich ei‐
nige Fragen bereit haben.

https://www.facebook.com/TobiasPeterka
https://twitter.com/TobiasMPeterka
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Hochmotivierte Truppe –Politikversagen
ringsumher

Liebe Freunde und Mitstreiter,

am 17. April hatte ich im Rahmen der
Auswärtigen Sitzung des Verteidi‐
gungsausschusses die Gelegenheit, mit
der Truppe ins Gespräch zu kommen
und als Offizier selbst auch mal wieder‐
Kasernenluft zu schnuppern. Gemein‐
sam besuchten wir die Panzertruppen‐
schule in Munster, wo unsere Sitzung
vom Inspekteur des Heeres, General‐
leutnant Alfons Mais, eröffnet wurde.
Mais war es auch, der 2022 schonungs‐
los und ehrlich den Zustand der Bun‐
deswehr beschrieben hatte: Sie sei
blank. Im Anschluss an seinen Vortrag
erfolgte eine Vorführung unterschiedli‐
cher Waffensysteme, darunter der
Kampfpanzer Leopard 2, der Schützen‐
panzer Marder, die Artilleriesysteme
Panzerhaubitze 2000 und Raketenwer‐
fer MARS II sowie GTK Boxer. Neben den
Systemen beeindrucktemich allerdings
viel mehr, wie motiviert und professio‐
nell die Kameraden unserer Bundes‐
wehr sind, das wurde im Gespräch mit
den einsatzerfahrenen Soldaten schnell
deutlich. Doch beim persönlichen Aus‐
tausch zeigten sich auch die Missstän‐
de, die der Truppe oft viel abverlangen.
Ich war zum Beispiel wirklich erstaunt
zu erfahren, dass die Kameraden ihre
Ausrüstung zumTeil selber zahlenmüs‐
sen. Das darf natürlich nicht sein, wenn
die Bundeswehr als attraktiver Arbeit‐
geber überzeugen und mehr Nach‐

wuchs gewinnen möchte. Das Thema
ist nicht neu, die Wehrbeauftragte Eva
Högl mahnte die Mängel bei der Aus‐
rüstung selbst im kürzlich veröffentlich‐
ten Wehrbericht wieder an. Neben den
vielleicht nicht optimalen Rahmen‐
bedingungen und Widrigkeiten über‐
zeugte die Truppe bei unserem Besuch
dafür aber mit ihrer hervorragenden
Ausbildung, Ambition und Kompetenz,
die durften wir während der dynami‐
schen Vorführung ausgewählter
Waffensysteme des Heeres live erleben,
nämlich während eines Marsches mit
Gefechtsfahrzeugen. Den Schwerpunkt
bildete hier der Schützenpanzer PUMA.
Die Panzerfahrt veranschaulichte aller‐
dings auch die besorgniserregende Ak‐
tualität des Themas – gerade in Bezug
auf den Russland-Ukraine-Krieg. Ich
persönlich habe fürmich von dieser Sit‐
zung sehr viel mitgenommen und
weiß: Hier gibt es noch viel zu tun. Ge‐
meinsam mit meiner Fraktion und den
Kollegen aus dem Arbeitskreis Verteidi‐
gung setze ich mich darum weiter für
die Belange unserer Truppe ein, so wie
erst jüngst mit unserem Antrag, in dem
ich gemeinsam mit meinen Kollegen
Jan Nolte, Hannes Gnauck und Martin
Hess bekräftige, dass wir geschlossen
hinter der Bundeswehr stehen. Für eine
gut aufgestellte Truppe und für die Si‐
cherheit unseres Landes!

mailto:peter.felser@bundestag.de
http://www.twitter.com/PeterFelser
http://www.facebook.com/peterfelserafd
https://www.peterfelser.de
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Sozialstaat und offene Grenzen:
Herausforderungen für Deutschland
Ein Fünftel aller in Deutschland leben‐
denMenschen ist von Armut und sozia‐
ler Ausgrenzung bedroht, so die neues‐
ten Zahlen des Statistischen Bundes‐
amtes. Ein wesentlicher Faktor dabei ist
die Armutseinwanderung, die im gro‐
ßen Umfang in die Sozialsysteme, allen
voran ins Bürgergeld, erfolgt. 60% der
Bürgergeldempfänger sind inzwischen
Ausländer, also keine deutschen Staats‐
bürger.

Trotz der extrem hohen Einwande‐
rungszahlen, unter anderen von mut‐
maßlich gut ausgebildeten Ukrainern,
herrscht ein immenser Fachkräfteman‐
gel im Land, wenn man den Statistiken
glaubt. Arbeitsminister Heil und Ent‐
wicklungsministerin Schulze setzen da‐
her auf weitere Fachkräfteeinwande‐
rung und haben insbesondere Ghana
ins Auge gefasst. In Ghana arbeiten
50% der Erwerbstätigen in der Land‐
wirtschaft. Zusammen mit dem AfD-
Bundestagsabgeordneten Dietmar
Friedhoff werde ich diese Strategie vor
Ort im Herbst gründlich überprüfen.

Zusammenfassend kann man sagen,
dass rekordverdächtig viele Menschen
in unser Land ziehen, aber nur ein ge‐
ringer Teil von ihnen hier auch arbeiten
will oder kann. Ein Großteil der Einwan‐
derer hat keinen Berufsabschluss, viele
können weder lesen noch schreiben.
Die Bundesregierung kennt weder die

beruflichen Qualifikationen noch den
Alphabetisierungsgrad ihrer Einwande‐
rer. Anders in Österreich: Hier waren im
Jahr 2022 70% der Einwanderer Anal‐
phabeten. Da die meisten Einwanderer
erwachsen sind, ist es in der Regel
schwierig sie zu alphabetisieren und ih‐
nen eine Ausbildung nach deutschen
Standards zukommen zu lassen. Leider
sind auch die Zukunftsaussichten für
die Folgegenerationen nicht viel bes‐
ser: Ein Viertel aller Grundschulkinder
kann im vierten Schuljahr weder richtig
lesen noch schreiben. Fast alle davon
haben einen Migrationshintergrund.

Ganz allgemein gilt jedoch: Wenn wir
unser Land wieder auf Vordermann
bringen wollen, müssen wir zunächst
einmal die Armutszuwanderung stop‐
pen.

https://twitter.com/GerritHuy
mailto:gerrit.huy@bundestag.de
https://twitter.com/GerritHuy
https://www.facebook.com/gerrithuy.afd
mailto:https://www.instagram.com/gerrithuy.afd/
https://www.instagram.com/gerrithuy.afd/
https://t.me/gerrithuy
https://t.me/gerrithuy
https://www.youtube.com/channel/UCZJFECewSRnXpiZ1Ndmhnhg
mailto:https://www.instagram.com/gerrithuy.afd/
https://www.gettr.com/user/gerrithuy
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Anfang des Jahres hatte die AfD-Bun‐
destagsfraktion einen politischen Pau‐
kenschlag gesetzt mit einer „Friedens‐
initiative mit Sicherheitsgarantien für
die Ukraine und Russland“. Die GRÜ‐
NEN, die schon 1999 den ersten völker‐
rechtswidrigen Krieg Deutschlands seit
dem Ende der Herrschaft des National‐
sozialismus mitzuverantworten hatten
und trotzdem bei jederWahl ihre Plaka‐
te mit Friedenstäubchen schmücken,
tobten noch mehr als alle anderen Par‐
teien über diesen klugen AfD-Schach‐
zug. Statt den Sachstand des totalen
Scheiterns ihrer politischen Eskalati‐
onslinie der Waffenlieferungsspirale
einzugestehen, ziehen sie – wie auch
bei den manipulativen Medien üblich –
die faktenfreie Verbalkeule: Die AfD sei
nichts als Putins „Propagandazwerge“,
so der Außenpolitiker der GRÜNEN Res‐
terampe, Jürgen Trittin. Doch das Kon‐
zept der Bundestagsfraktion hat Hand
und Fuß: „Eine privilegierte EU-Partner‐
schaft für die Ukraine bei gleichzeitiger
Garantie, kein Mitglied des NATO-Mili‐
tärbündnisses und der EU zu werden,
könnte eine Bedingung für ein Frie‐
densabkommen sein, das sowohl die
Sicherheitsinteressen Russlands als
auch der Ukraine berücksichtigt.
Deutschland und die EU könnten so
viel besser als durchWaffenlieferungen
die Voraussetzungen für den Fortbe‐
stand der Ukraine in einer europäi‐

schen Nachkriegsordnung unterstüt‐
zen.“

Schon im März äußerten über 10-mal
mehr Befragte (53%) im ARD Deutsch‐
landtrend die Ansicht, dass mehr Diplo‐
matie angestrebt werden müsse als
dieser bereits überdrüssig waren (5%).
Die AfD ist das einzige politische
Sprachrohr dieser Wählermehrheit. Un‐
sere konstant steigenden Werte in
Wahlumfragen (17% im INSA-Sonn‐
tagstrend, GRÜNE auf 14% verzwergt)
bestätigen die kluge AfD-Positionie‐
rung im Gegensatz zum Biden-hörigen
Einheitsbrei der Regenbogenparteien.

Auf meine Initiative hin schloss sich
eine größere Gruppe bayerischer Man‐
dats- und Funktionsträger zusammen
und brachte am 13. Mai beim Landes‐
parteitag eine Resolution für eine
„Bayerische Dialoginitiative für Frieden
in Europa“ mit über 95% Zustimmung
zum Erfolg. Statt die seit Franz Josef
Strauß jahrzehntelang gepflegten
Kommunikationskanäle durch eine
„woke“ CSU zu kappen, wie 2022 bei
der Landtagspartnerschaft mit der
Moskauer Gebietsduma geschehen,
solle der Freistaat eine Ost-West-Diplo‐
matie-Offensive starten, wenn schon
die Ampel samt CSU kläglich versagt
beim Schützen des Friedens, unserer
Energieversorgung und der bayeri‐
schenWirtschaftsbeziehungen.
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